
Kinder in die Mitte
Regierung will mehr Betreuungsplätze und tiefere Gebühren

VADUZ – Das Angebot an Betreu-
ungsplätzen für Kinder soll wach-
sen – zugleich sollen die Gebüh-
ren gesenkt werden. Insgesamt 
dürften jährlich bis zu zehn Mio. 
Franken zusätzlich in die Famili-
enförderung fliessen.

• Tino Quaderer

Vor acht Jahren wurden in Liech-
tenstein nur rund 150 Kinder aus-
serhäuslich betreut – im ver-
gangenen Jahr waren es bereits 535 
Kinder, die ganztags oder stunden-
weise betreut wurden. Durch aus-
serschulische Tagesstrukturen so-
wie Tagesschulangeboten an den 
Primarschulen wird dieses Angebot 
weiter wachsen.

Auf Bedürfnisse reagieren

Für Familienministerin Rita Kie-
ber-Beck ein notwendiger Schritt, 
denn das Bedürfnis nach einer bes-

seren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf wächst – sowohl vonsei-
ten der Eltern als auch der Wirt-
schaft, denn «durch den ausge-
trockneten Arbeitsmarkt setzt unse-
re Wirtschaft zusehends auf die Ar-
beitskraft der Frauen», so Regie-
rungsrätin Kieber-Beck.

Auf diese Bedürfnisse will die 
Regierung mit ihrem familienpoli-
tischen Paket eingehen: Das bedeu-
tet nicht nur mehr Betreuungsplätze, 
sondern zugleich auch tiefere Ge-
bühren beispielsweise für die Tages-
strukturen der Kindergärtler sowie 
Primarschüler. Zu diesem Paket ge-
hört aber auch, dass Eltern zu den 
üblichen Arbeitszeiten – und auch 
während der Schulferien – auf ein 
umfassendes Betreuungsangebot zu-
rückgreifen können. Überdies klärt 
die Regierung derzeit ab, welche 
Vorteile die Senkung des freiwilli-
gen Eintrittsalters in den Kindergar-
ten um ein Jahr bringen würde.

Neben den besseren Strukturen 
und Angeboten für Familien will 
die Regierung aber auch zusätz-
liche finanzielle Anreize schaffen. 
Mit einem Familiengeld sollen 
Kinder während den ersten 36 Le-
bensmonaten finanziell unterstützt 
werden. Davon profitieren sollen 
gemäss den Plänen der Regierung 
möglichst alle Familien in Liech-
tenstein – also nicht nur Familien, 
welche ihre Kinder ausserhäuslich 
betreuen lassen.

Mehr Geld für Familien

Insgesamt rechnet die Regierung 
für ihr familienpolitisches Paket 
mit jährlichen Kosten von «unter 
zehn Millionen Franken», führt Re-
gierungsrätin Rita Kieber-Beck 
aus. Dieses Geld sei aber gut inves-
tiert: Einerseits wächst die Wahl-
freiheit der Eltern, andererseits 
kann die demografische Situation 
verbessert werden. Seite 5

 Eine etwa 20-köpfige 
Gruppe von Kurden hat am Donnerstag-
abend in Rankweil angeblich völlig grundlos 
rund zehn türkischstämmige Personen atta-
ckiert. Zwei Kurden wurden verhaftet, wie 
die Polizei am Freitag mitteilte. Auf dem 
Parkplatz eines Schnellimbiss-Restaurants 
entwickelte sich eine Massenschlägerei, bei 
der die Kurden auch Messer zückten. Nach 
Angaben der Polizei zogen sich vier Per-
sonen leichte Schnittverletzungen an Ar-
men und Beinen zu, eine weitere Person 
wurde am Kopf leicht verletzt.  (sda)

 Die Vorarlberger Behörden 
gehen gegen illegales Glücksspiel vor: 
Nach einer Kontrolle am Mittwochabend 
wurde einem Spielcasino in Bludenz der 
Spielbetrieb untersagt, informierte gestern 
Arnold Brunner, Leiter der Bludenzer Po-
lizei. Bei der Überprüfung selbst wurden 
vier illegale Spielapparate entfernt. Die 
Casino-Betreiber werden sowohl bei der 
Staatsanwaltschaft als auch bei der Bezirks-


